Nachschlagewerk: ja

BGHZ: nein

ARB § 4 Abs. 1 Buchst. k

Die Baurisiko-Klausel schlieft den Versicherungsschutz fir
Streitigkeiten aus dem Erwerbsvorgang nicht schon aus, wenn
der Verkaufer im Kaufvertrag zugleich die Planung und Er-
richtung des Gebdudes Ubernimmt. MaPgebend ist auch hier
der gualifizierte Zusammenhang mit Planung und Errichtung.
Dieser fehlt im allgemeinen, wenn es sich um eine angebli-
che T&uschung Uber Eigenschaften des Grundstlicks handelt,
die keinen Baumangel zur Folge haben (Ergédnzung zum Senats-
urteil vom 1.2.1989 - IVa ZR '247/87 - VersR 1989, 470).
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch
den Vorsitzenden Richter Bundschuh und die Richter
Dr. Schmidt-Kessel, Dr. Zopfs, ROémer und Terno auf die
mindliche Verhandlung vom 10. November 1993

fir Recht erkannt: )

Auf die Revision des Klagers wird das Urteil
des 7. Zivilsenats des Oberlandesgerichts
Stuttgart vom 25. Marz 1993 aufgehoben.

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil der
15. Zivilkammer des Landgerichts Stuttgart vom
25, August 1992 wird zurickgewiesen mit der
MaPgabe, daB festgestellt wird:

SS[19)1[) 9P 19 [, YONY :SIOMUTH

Die Beklagte ist verpflichtet, dem Kléger Ver-
sicherungsschutz fir die von ihm beabsichtigte
Klage gegen die L. auf Herabsetzung des Kauf-

preigses flr sein Einfamilienhaus ... um

50,000 DM oder auf entsprechenden Schadenser-—

satz zu gewahren.

Auch die weiteren Kosten deg Rechtsstreits
tridgt die Beklagte.
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Tatbestand:

Aufgrund eines im September 1983 abgeschlossenen
Rechtsschutzversicherungsvertrages verlangt der Klé&ger wvon
der Beklagten Deckung fir eine von ihm beabsichtigte Klage
gegen die L. (L.). Dabeili will er sich auf folgenden Sach-
verhalt stitzen:

Die L. errichtete nach,éaugenehmigung in L. 20 Einfa-
milienh&user (Projekt "W. ", die fuUr junge Familien und Fa-
milien mit Kindern bestimmt waren. Bereits vor der Fertig-
stellung der Wohnanlage warb die L. Interessenten u.a. mit
dem Argument, die HAuser befdnden sich in verkehrsberuhig-
ten "Wohnstrafen mit Alleencharakter". Tatsdchlich war be-
reits damals geplant, die S.straPfe, an der die Hauser er-
richtet wurden, als Hauptzufahrt fir circa 150 Busse tég-
lich zu dem Busbahnhof E. zu benutzen. Dementsprechend hat-
te die Stadtverwaltung bereits in der Baugenehmigung vom
21. Dezember 1985 auf den bevorstehenden starken Omnibus-
verkehr hingewiesen.

Der Klager, der aufgrund Kaufvertrages vom 10. Oktober
1988 eines der Einfamilienhduser erwarb, fuhlt sich durch
die Verkduferin getduscht. Diese habe ihn wider besseres
Wissen nicht Uber den zu erwartenden Busverkehr aufgeklart.
Er will die L. auf Minderung des vereinbarten Kaufpreises
von 362.000 DM um 50.000 DM in Anspruch nehmen, und zwar
auch aus dem Gesichtspunkt des Schadensersatzes,

Die Beklagte verweigert den Deckungsschutz, weil die
rechtlichen Interessen, die der Klager wahrnehmen wolle,



gemdf § 4 Abs. 1 Buchst. k der insoweit mafgebenden Allge-
meinen Bedingungen fir die Rechtsschutzversicherung (ARB)
von dem vereinbarten Versicherungsschutz ausgenommen seien.
Diese Klausel ergreife Baumafnahmen aller Art und die un-
mittelbar begleitenden Vorgénge wie Grunderwerb und Finan-
zlerung. AufPerdem habe die beabsichtigte Klage keine Er-
folgsaussicht.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben, das Ober-
landesgericht hat sie abgewiesen. Mit der zugelassenen Re-
vision erstrebt der Kldger Wi¥ederherstellung aes Urteils
des Landgerichts. '

Entscheidungsgrinde:

1. Der Klageantrag, den der Klager mit der Revision
weiterverfolgt, geht darauf, die Beklagte zu verurteilen,
flir einen ndher bezeichneten, vom Kldger beabsichtigten
Rechtsstreit "Rechtsschutzdeckung zu gewdhren". Der Wort-—
laut des Antrags lapt offen, welche Leistung (Freistellung
oder Zahlung ?) und an wen (Klager oder Rechtsanwalt ?) so-
wie in welcher H6he die Beklagte erbringen soll. Er genigt
daher der von § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO geforderten Bestimmt-
heit des Antrages einer Leistungsklage nicht. Das ist hier
aber unschédlich, weil das Klagervorbringen erkennen 1laBt,
daPp die Klage in Wahrheit nicht als Leistungs-, sondern als
Feststellungsklage (§ 256 Abs. 1 ZP0O) gedacht und als sol-
che unbedenklich zulédssig ist (vgl. Senatsurteil vom
20.10.1982 ~ IVa ZR 48/81 - VersR 1983, 125 unter I.; BGHZ
79, 76, 78; Urteil vom 1.7.1987 - VIII ZR 194/86 - BGHR



§ 256 ZPO "Auslegung 1"; Urteil vom 2.5.1991 - I ZR
184/89 — BGHR § 256 ZPO "Rechtshandlung 1"). Das gilt ent-
sprechend auch flr den Ausspruch des Landgerichts.

2. Das Berufungsgericht hat die Auffassung vertreten,
die Voraussetzungen fir einen Risikoausschlup gemdp § 4
Abs. 1 Buchst. k ARB lagen hier vor. Dem schliepft sich der
Senat nicht an.

In § 4 Abs. 1 ARB heipt es:

Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen,

’

k) die in unmittelbarem Zusammenhang mit der
Planung, Errichtung oder genehmigungspflichti-
gen baulichen Verdnderung eines im Eigentum
oder Besitz des Versicherungsnehmers befindli-
chen oder von diesem zu erwerbenden Grund-
sticks, Geb&udes oder Gebaudeteiles stehen

Wie das Berufungsgericht zutreffend hervorhebt, be-
schrankt sich diese Bestimmung nicht darauf, Streitigkeiten
aus dem Versicherungsschutz auszuschliefen, die die Planung
oder Errichtung von Geb&duden oder Gebaudeteilen oder die
bauliche Vera&nderung von Grundstlicken zum Gegenstand haben;
vielmehr kommt es darauf an, ob die rechtlichen Interessen,
die der Versicherungsnehmer wahrnehmen will, mit einer sol-
chen Planung, Errichtung oder Veré&nderung unmittelbar zu-
sammenhédngen oder nicht. Anders als das Berufungsgericht
meint, ist ein derart gqualifizierter ("unmittelbarer") Zu-
sammenhang aber nicht schon dann zu bejahen, wenn der
"Kaufvertrag" den Verkaufer zusdtzlich und rechtlich un-



trennbar verpflichtet, auf dem Kaufgrundstiick ein CGebdude
zu errichten.

3. Der Bundesgerichtshof hatte sich bereits wiederholt
mit der "Baurisikoklausel" des § 4 Abs. 1 Buchst. k ARB zu
befassen. Dazu hat er in dem Senatsurteil vom 16. Oktober
1985 (IVa ZR 49/84 - VersR 1986, 132, 134) ausgeprochen:
Unmittelbarer Zusammenhang im Sinne der Bestimmung ist nur
dann gegeben, wenn neben einem gewissen zeitlichen Zusam-
menhang auch ein innerer sachlicher Bezug vorhanden ist.
Dabeli kommt es nicht auf die Art der Beteiligung der ande-
ren Seite an dem Bau an. MaPgebend ist vielmehr die Rechts-
natur der Anspriche oder der Rechtsverteidigung, die der
Versicherungsnehmer geltend machen will. Bei der Auslegung
ist der Zweck der Ausschlufklausel besonders zu beachten.
Dieser -geht dahin, die erfahfungsgeméﬂ besondérs kosten-
trdchtigen, im Kostenrisiko'schwer Uberschaubaren und kaum
kalkulierbaren rechtlichen Auseinandersetzungen um BaumaB-
nahmen aller Art und die sie unmittelbar begleitenden Vor-
gange von der Versicherung auszunehmen, weil nur fir einen
verhdltnismapig kleinen Teil der Versicherten ein solches
Risiko entstehen kann. Dabei hat der Senat betont, dap Aus-
schlupPklauseln im Rahmen der Auslegung grundsdatzlich nicht
welter ausgedehnt werden dirfen, als es ihr S8inn und Zweck
erfordert. In seinem Urteil vom 1. Februar 1989 (IVa ZR
247/87 - VersR 1989, 470 unter 3) hat der Senat zusdtzlich
daran erinnert, daP bei der Auslegung auch der Baurisiko-
klausel auf das Versté&ndnis eines durchschnittlichen Versi-
cherungsnehmers abzustellen ist, der zwar den Wortlaut,
aber nicht dessen Entstehungsgeschichte kennt.



Auf dieser Grundlage hat der Bundesgerichtshof einen
unmittelbaren Zusammenhang im Sinne der Baurisikoklausel
zwischen den rechtlichen Interessen, die der Versicherungs-
nehmer und Kaufer eineg Baugrundsticks gegen den Verkaufer
wahrnehmen will, und der Planung und Errichtung des Gebau-
des durch andere Personen verneint, und zwar unabhdngig da-
von, wann der Versicherungsnehmer den konkreten Bau-Ent-
schlup gefaft hatte. Zwar setzt die Errichtung eines Gebau-
des den Erwerb des Baugrundsticks voraus. Das reicht aber
nicht aus, um den in § 4 ARB vorausgesetzten qualifizierten
Zusammenhang zu bejahen. Dem versté&ndigen Versicherungsneh-
mer, auf den es hiler ankommt, erschlieft sich aus dem Wort-
laut zwar, daP das besonders kostentrédchtige “Baurisiko"
nicht versichert ist. Von diesem Baurisiko wird aber nach
der Verkehrsauffassung des taglichen Lebens das andersgear-
tete und seltenere Risiko beim Erwerb eines Baugrundsticks
durchaus unterschieden. Daraus hat der Bundesgerichtshof
abgeleitet, daPp der Erwerb eines Baugrundstiicks auch bei
schon verfestigter, konkreter Bauabsicht des Erwerbers mit
dem Bauvorhaben nicht so eng zusammenhangt, dap Schwierig-
keiten aus dem Kauf vom Versicherungsschutz schlechthin
ausgeschlossen wdren. Dabei hat der Senat zum Ausdruck ge-
bracht, seine Auffassung gelte jedenfalls flir die Falle, in
denen der Grundstickskauf nicht in einem rechtlich untrenn-
baren Zusammenhang mit den vom Verk&ufer zu erbringenden
Bauleistungen steht (Senatsurteil vom 1.2.1989, aaO).

Aber auch wenn der Verk&ufer des Grundsticks sich
~ wie hier -~ im Kaufvertrag verpflichtet, auf dem Grund-
stick ein Geb&ude zu errichten, gilt nichts grundsatzlich
anderes. Auch flr F&lle dieser Art kann der durchschnittli-



che Versicherungsnehmer dem Wortlaut zwar entnehmen, dap
das besonders kostentréchtige "Baurisiko" von der Versiche-
rung nicht gedeckt sein soll. Der Versicherungsnehmer kann
bei unbefangener Lektlre aber nicht ohne weiteres annehmen,
aus dem Kauf des Baugrundsticks sich ergebende Streitigkei-
ten seien vom Versicherungsschutz ebenfalls schlechthin
ausgenommen, Da die Verkehrsauffassung auch hier das Bauri-
siko von dem selteneren und weniger kostentrdchtigen "Er-
werbsrisiko" unterscheidet, und da es nicht einmal stets
auf die Art der Beteiligung der anderen Seite am Bau an-
kommt (Senatsurteile vom 14.2.1990 ~ IV ZR 4/89 - VersR
1990, 485, 486; 16.10.1985, VersR 1986, 132), schlédgt diese
Unterscheidung hier ebenso durch, wie wenn der Erwerber
Baugrundstick einerseits und Bau- und Planungsleistungen
andererseits aus verschiedenen Hénden erhielte. § 4 Abs. 1
Buchst. k ARB ist daher nicht dahin zu verstehen, daf der
Versicherungsschutz flr Streitigkeiten aus dem Erwerbsvor-
gang schon dann ausgeschlossen ware, wenn der Verkdufer im
Kaufvertraé zugleich die Planung und Errichtung des Gebau-
des Ubernimmt. MaBgebend ist daher auch hier,.ob das wahr-
zunehmende Interesse aus dem‘Erwerbsvorgang in dem von der
Klausel geforderten qualifizierten Zusammenhang mit Planung
und Errichtung und dementsprechend mit dem Baurisiko steht.
Das ist im allgemeinen nicht der Fall, wenn es sich um eine
angebliche TAuschung Uber Eigenschaften des Grundstlcks
handelt, die zwar die Wertschdtzung auch des Gebdudes be-
einflussen mégen, aber keinen Baumangel zur Folge haben.
Der Vorwurf eines arglistigen Verschweigens, den der Klager
gegen die L. hier erhebt, steht zudem auferhalb des mit

der Klausel verfolgten Zweckes; er betrifft insbesondere



keinen Vorgang, der BaumaPfnahmen unmittelbar begleitet hat-
te.

4. Die Annahme des Berufungsgerichts, die geltend ge-
machten Beeintradchtigungen durch starken Verkehr stdnden im
Zusammenhang mit der Planung der gesamten Anlage, findet in
den festgestellten Tatsachen keine Grundlage. Der Kléager
will der L. keine fehlerhafte Planung zum Vorwurf machen;
er stitzt sich vielmehr darauf, dap die L. ihn Uber eine
Anderung der Verh&ltnisse nach Abschluf der Planung wider
besseres Wissen nicht unterrichtet habe.
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5. Das Berufungsurteil kann auch nicht aus anderen
Grinden aufrecht erhalten werden. Insbesondere scheitert
die Klage nicht daran, daPp die beabsichtigte Rechtsverfol-
gung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg habe. Das Beru-
fungsgericht hat hinreichende Erfolgsaussicht vielmehr aus-
dricklich bejaht. Das nimmt die Revisionserwiderung hin.

Bundschuh Dr. Schmidt-Kessel Dr. Zopfs

Rémer Terno
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	Entscheidungsqründe:

	trennbar verpflichtet, auf dem Kaufgrundstück ein Gebäude zu errichten.


